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ÖBB-Chef Huber verurteilt Streikdrohung - Vorstand aber gegen Lex-ÖBB 
Utl.: Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes wäre Ausweg im 
      Konflikt = 

   Wien (APA) - Der Vorstandssprecher der ÖBB-Holding, Martin Huber, 
hat die Streikdrohung der Gewerkschaft gegen eine Lockerung des 
Kündigungsschutzes am Dienstag klar verurteilt. Gleichzeitig zeigt 
sich Huber allerdings gesprächsbereit. Die Pragmatisierung müsse 
nicht für alle Mitarbeiter aufgehoben werden, sagte ÖBB-Vorstand zur 
APA. Außerdem ist Huber gegen auch eine neue "Lex ÖBB". Fortschritte 
könnten nicht nur durch ein ÖBB-Dienstrechtsgesetz sondern auch durch 
eine Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes erreicht werden. 

   Durch Streiks würde "nicht den Mitarbeitern geholfen, sondern nur 
eine Pattstellung herbeigeführt und dem Unternehmen massiv 
geschadet", sagte Huber am Dienstag in Reaktion auf neue Drohungen 
von Gewerkschaftschef Wilhelm Haberzettl. Die Auswirkungen auf den 
Güterverkehr seien beim letzten Streik deutlich geworden. Auch die 
Reisenden und die Pendler würden "nicht einmal irgendein Verständnis 
dafür haben", meint Huber. 

   Huber forderte die Gewerkschaft am Dienstag auf, "aktiv in 
Gespräche mit der Politik, aber auch mit dem Management einzutreten". 
Nicht gelockert werden sollte etwa der Kündigungsschutz nach 
Vorstellung Hubers für jene Mitarbeiter, die "absolut keine Chance" 
hätten, in anderen Bereichen der Arbeitswelt unterzukommen - etwa für 
Lokführer oder Fahrdienstleiter. In Bereichen, in denen Mitarbeiter 
auch anderswo einsetzbar wären - etwa im Baubereich, in der 
Verwaltung oder im Facility-Management - sei eine Änderung des 
Kündigungsschutzes aber vorstellbar. 

   Konkret verlangt Huber, dass für eine Versetzung künftig nicht 
mehr die Zustimmung des betroffenen Mitarbeiters notwendig sein soll. 
"Das sollte aber im Arbeitskräfteüberlassungsgesetz generell geändert 
werden, das ist keine Sache der ÖBB", meint Huber. Außerdem spricht 
sich der ÖBB-Vorstand dafür aus, unter diesem Aspekt das Thema 
Pragmatisierung im gesamten Bereich der Bundesbediensteten anzugehen. 
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